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Im Rahmen des im Juli vom Bundestag beschlossenen und mittlerweile in Kraft getretenen Gesetzespakets zur 
„Energiewende“ spielten KWK-Anlagen keine große Rolle. Allerdings sind auch im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
(KWKG) einige kleinere Änderungen vorgenommen worden. Eine umfangreichere Novellierung des KWKG ist für 
den Herbst dieses Jahres geplant. Zudem hat die Europäische Kommission einen Vorschlag für eine neue KWK-
Richtlinie vorgelegt. 
 
Nachfolgend möchten wir Sie kurz über diese aktuellen Entwicklungen informieren. Zusätzlich möchten wir Sie über 
aktuelle Diskussionen im Hinblick auf die mögliche Neugestaltung vermiedener Netzentgelte und KWK-relevante As-
pekte der Stromsteuerdurchführungsverordnung und Änderungen in der Stromnetzentgeltverordnung in Kenntnis set-
zen. 
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I. Änderungen im KWKG durch das EnWG-
Änderungsgesetz 

Durch das Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftli-
cher Vorschriften vom 26.07.2011 wurden auch zwei 
Vorgaben des KWKG geändert.  

1. Wegfall der doppelten Begrenzung der KWK-
Förderung 

Die doppelte Begrenzung der Förderung von KWK-
Anlagen nach dem KWKG (vier bzw. sechs Betriebsjah-
re insgesamt aber für höchstens 30.000 Vollbenut-
zungsstunden) wurde durch eine Änderung von § 7 
KWKG aufgehoben. Nunmehr gilt nach dem Gesetzes-
text nur noch eine Begrenzung der Förderung auf 
30.000 Vollbenutzungsstunden. In welchem Zeitraum 
die Vollbenutzungsstundenanzahl erreicht wird, spielt 
keine Rolle mehr. Dadurch wird eine flexible Fahrweise 
von KWK-Anlagen ermöglicht. 
 
Die Regelung ist zum Teil auch für KWK-Anlagen an-
wendbar, die bereits eine Förderung erhalten. Nicht nur 
Neuanlagen profitieren von der geänderten Regelung, 
sondern alle Anlagen mit einer elektrisch installierten 
Leistung von mehr als 50 kW, die nach dem 1. Janu-
ar 2009 in Dauerbetrieb genommen worden sind. 

 
Dies folgt aus dem eindeutigen Wortlaut der geänderten 
Vorschriften. So haben beispielsweise nach dem Wort-
laut von § 7 Abs. 5 Satz 2 KWKG 
 

„Betreiber kleiner KWK-Anlagen (...) mit ei-
ner elektrischen Leistung von mehr als 
50 Kilowatt, die nach dem 1. Januar 2009 
und bis zum 31. Dezember 2020 in Dauer-
betrieb genommen worden sind, (...) ab Auf-
nahme des Dauerbetriebs einen Anspruch 
auf Zahlung eines Zuschlags für KWK-Strom 
für 30.000 Vollbenutzungsstunden.“ 

 
Unsere Rechtsauffassung wird vom Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) geteilt. Das BAFA ist 
die für die Zulassung von KWK-Anlagen zuständige 
Behörde. 

2. Verlängerung des Förderzeitraums 
Eine zweite aktuelle Änderung der KWKG-Vorschriften 
betrifft die zeitliche Ausweitung der Förderung. Bislang 
mussten KWK-Anlagen bis zum 31. Dezember 2016 in 
Dauerbetrieb genommen werden, um eine Förderung 
zu erhalten. Dieses Zeitfenster ist nunmehr bis zum 
31. Dezember 2020 ausgeweitet worden. Damit trägt 
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der Gesetzgeber insbesondere den langen Planungs-
zeiträumen bei großen Erzeugungsanlagen Rechnung. 

II. Umfassendere Novellierung des KWKG 

Dem Vernehmen nach ist für den Herbst 2011 eine um-
fangreichere Überarbeitung des KWKG vorgesehen. 
Bereits im Juni und Juli haben Oppositionsparteien im 
Bundestag und verschiedene Bundesländer versucht, 
eine Novellierung des KWKG zu erreichen. Nordrhein-
Westfalen hat im Juni einen entsprechenden Gesetzes-
antrag im Bundesrat eingebracht. Dieser Antrag fand 
jedoch auf der abschließenden Sitzung vor der Som-
merpause keine Mehrheit. Es wurde allerdings informell 
vereinbart, dass im Jahr 2011 noch eine Novellierung 
des KWKG erfolgen soll, die nunmehr vorbereitet wird. 
 
Als Grundlage des vom 
Bundeswirtschaftsministerium zu 
erarbeitenden Entwurfs für eine KWK-
Novelle  wird neben dem NRW-Antrag 
und verschiedenen Verbände-
Stellungnahmen zum KWKG auch der 
sogenannte Monitoring-Bericht zur 
Zwischenüberprüfung des KWKG die-
nen. 
 
Dieser Monitoring-Bericht wurde von der 
Prognos AG und der Berliner 
Energieagentur erarbeitet und soll in 
den nächsten Tagen veröffentlicht 
werden. Der Monitoring-Bericht 
empfiehlt, das KWKG fortzuführen, da 
die gesetzliche Zielstellung – 25 Prozent 
Stromerzeugung aus KWK bis 2020 – 
ohne flankierende Maßnahmen nicht 
erreicht wird.  

III. Neues aus Brüssel: Entwurf einer neuen KWK-
Richtlinie 

Mit Datum vom 22.06.2011 hat die Europäische Kom-
mission den Vorschlag für eine neue KWK-Richtlinie 
vorgelegt (Vorschlag für Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Energieeffizienz und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/8/EG und 2006/32/EG). 
Diese Richtlinie dient der Zielstellung, 20 % des Primär-
energieverbrauchs bis 2020 einzusparen und enthält 
zahlreiche Vorschläge, die auch die KWK sowie die 
Wärme-/Kälteversorgung betreffen. 
 
In Bezug auf den Energieversorgungssektor wird in dem 
Richtlinienvorschlag von den Mitgliedsstaaten verlangt, 
dass diese bis zum 1. Januar 2014 nationale Wärme- 
und Kältepläne für den Ausbau des Potenzials der 
hocheffizienten KWK und der effizienten Fernwär-
me/Fernkälte verabschieden und diese der Kommission 
mitteilen. Die nationalen Wärme- und Kältepläne sollen 

in den lokalen und regionalen Entwicklungsplänen, ein-
schließlich städtischer und ländlicher Raumordnungs-
pläne berücksichtigt werden. 
 
Darüber hinaus würde bei Umsetzung der Richtlinie von 
den Mitgliedsstaaten verlangt, dass diese Genehmi-
gungskriterien verabschieden, die sicherstellen, dass 
neue Wärmekraftwerke mit einer thermischen Gesamt-
nennleistung von mehr als 20 MW in der Nähe von 
Wärmebedarfspunkten errichtet werden und diese zu-
dem – soweit möglich – als KWK-Anlage errichtet wer-
den. Gleichermaßen soll bei der Modernisierung von 
Stromerzeugungsanlagen mit einer thermischen Ge-
samtnennleistung von mehr als 20 MW die Umrüstung 
für den Betrieb als hocheffiziente KWK-Anlage in der 
neuen oder der aktualisierten Genehmigung als Bedin-
gung festgelegt werden, sofern die Anlage sich an ei-

nem Standort befindet, wo die Abwärme 
genutzt werden kann.  
 
Der Richtlinienvorschlag befindet sich 
derzeit im europäischen Abstimmungs-
prozess. 

IV. Initiative zur Modifikation/ 
Abschaffung vermiedener 
Netzentgelte 

Abseits der Weiterentwicklung gesetzlicher 
Förderinstrumente für KWK-Anlagen hat in 
den letzten Monaten die Diskussion um die 
zukünftige Ausgestaltung vermiedener 
Netzentgelte (sog. dezentrale 
Einspeisevergütung, § 18 StromNEV) an 
Dynamik gewonnen. Die Auskehrung 
vermiedener Netzentgelte an Betreiber von 
KWK-Anlagen durch die Betreiber der 
Netze der allgemeinen Versorgung, in die 

der KWK-Strom eingespeist wird, stellt eine erhebliche 
Erlösposition dar. Derzeit ist in § 4 Abs. 3 KWKG i. V. m. 
§ 18 StromNEV ein entsprechender gesetzlicher An-
spruch enthalten. 
 
Auf Initiative der Bundesnetzagentur (BNetzA) wird der-
zeit in verschiedenen Foren über eine Modifikation der 
Berechnung vermiedener Netzentgelte bis hin zur voll-
ständigen Abschaffung diskutiert. Zentrales Anliegen der 
BNetzA ist, vermiedene Netzentgelte nicht an Betreiber 
von Stromerzeugungsanlagen auszuschütten und 
hierüber die allgemeinen Netzentgelte zu reduzieren. 
 
Derzeit ist der Ausgang dieser Gespräche noch offen. 
Die BNetzA vertritt ihre Meinung jedoch mit großem 
Nachdruck. Unseres Erachtens ist deshalb nicht auszu-
schließen, dass sich die Berechnung vermiedener 
Netzentgelte für die Betreiber von Stromerzeugungsan-
lagen negativ ändern könnte. 
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Deshalb ist es notwendig, auf allen Ebenen und über 
alle Gesprächskanäle deutlich zu machen, dass insbe-
sondere für KWK-Anlagen eine Abschaffung der ver-
miedenen Netzentgelte oder eine deutliche Reduzierung 
durch Umgestaltung der Berechnung fatale wirtschaftli-
che Folgen hätte. Über die Entwicklung der Diskussion 
werden wir Sie weiter informieren. 

V. Anstehende Novellierung der Stromsteuer-
durchführungsverordnung 

Derzeit werden die Entwürfe für die Durchführungsver-
ordnungen zum Energie- und Stromsteuergesetz in der 
abschließenden Ressort-Abstimmung der beteiligten 
Bundesministerien beraten. Die Entwürfe sehen Ände-
rungen vor, die auch für Betreiber von KWK-Anlagen 
erhebliche negative Auswirkungen haben können. 
 
In § 12a StromsteuerdurchführungsVO (StromStV) 
werden die Voraussetzungen für die Steuerbegünsti-
gung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG konkretisiert, wo-
nach Strom aus Stromerzeugungsanlagen mit einer 
Anlagengröße < 2 MWel unter bestimmten Vorausset-
zungen von der Stromsteuer befreit wird. In § 12a 
StromStV wird nun der Anlagenbegriff (auch für KWK-
Anlagen) neu geregelt. 
 
Voneinander unabhängig betriebene 
KWK-Anlagen sollen als eine Anlage zu 
werten sein, wenn (I.) die Steuerung der 
Anlagen zur Erzeugung von Strom und 
Wärme zentral erfolgt, (II.) der Betreiber 
Eigentümer der KWK-
Erzeugungseinheiten ist, (III.) der 
Betreiber die ausschließliche 
Entscheidungsgewalt über diese Erzeu-
gungseinheiten besitzt und (IV.) der 
erzeugte Strom zumindest teilweise in das 
Versorgungsnetz eingespeist wird. 
 
Diese Neuregelung zielt nach unserer 
Auffassung insbesondere auf das derzeit 
von der Firma Lichtblick mit großem Auf-
wand beworbene „Schwarm-Strom“-Konzept, mit dem 
viele tausende Mini-BHKWs zentral gesteuert werden 
sollen. Offensichtlich soll mit den Durchführungsvor-
schriften hohen Steuerausfällen entgegengewirkt wer-
den. 
 
Die bislang im Entwurf vorliegenden Regelungen wer-
den jedoch dazu führen, dass sehr viele dezentrale Ver-
sorgungskonzepte, insbesondere auch von Stadtwer-
ken, negativ beeinflusst werden. Soweit die Anlagen von 
einem Eigentümer betrieben werden und der erzeugte 
Strom zumindest teilweise in ein Versorgungsnetz, d. h. 
nicht in eine Kundenanlage eingespeist wird, reicht es 
aus, dass die Steuerung der Anlagen zentral erfolgt, 

wobei dieses Kriterium sehr vage ist und nicht weiter 
definiert wird. 
 
Derzeit wird von verschiedenen Seiten versucht, das 
federführende Bundesministerium der Finanzen zu 
überzeugen, dass eine solche Durchführungsregelung 
fatale wirtschaftliche Folgen für den Betrieb von KWK-
Anlagen hätte und zudem dem von der Bundesregierung 
grundsätzlich gewollten Weg in dezentralere Versor-
gungsstrukturen diametral entgegensteht. Mit dem In-
krafttreten der geändert Durchführungsverordnung ist 
noch im September zu rechnen. 

VI. Einsparung individueller Netzentgelte zu Las-
ten der KWK-Umlage? 

Am Ende des Gesetzgebungsverfahrens zum neuen 
EnWG ist auch noch eine Änderung der Stromnetzent-
geltverordnung (StromNEV) aufgenommen worden, die 
insbesondere die stromintensive Industrie erheblich 
entlasten kann. Bei einem Verbrauch von mehr als 10 
GWh/a und einer Benutzungsstundenzahl von mindes-
tens 7.000 an einer Abnahmestelle, soll nach 
§ 19 Abs. 2 StromNEV der Letztverbraucher grundsätz-
lich vollständig von den Netzentgelten befreit werden.  

 
Die entstehenden Einnahmeausfälle der 
Netzbetreiber sollen durch die jeweils re-
gelverantwortlichen Übertragungsnetz-
betreiber ausgeglichen werden. Um regio-
nale Unterschiede aufzufangen, sollen die 
Belastungen vergleichmäßigt werden. Die 
Verordnung ordnet diesbezüglich eine 
„entsprechende Anwendung“ von 
§ 9 KWKG an. 
 
Weder aus dem Verordnungstext noch aus 
der zugehörigen Begründung ist ersichtlich, 
welche konkreten Konsequenzen daraus 
folgen sollen oder können. Möglich ist, dass 
die von den ÜNB analog § 9 Abs. 3 KWKG 
aufgeteilten Belastungen auf deren Netz-
entgelte aufgeschlagen werden. Nicht aus-

geschlossen ist aber auch, dass sich die ÜNB auf § 9 
Abs. 4 KWKG berufen (der Verordnungstext verweist 
pauschal auf § 9) und die Belastung – separat oder als 
Aufschlag auf die KWK-Umlage – an die nachgelagerten 
Netzbetreiber weiterreichen. 
 
Unseres Erachtens wäre es sachgerecht, wenn allein 
die ÜNB die Mehrkosten tragen – und diese über die 
Netzentgelte an die Allgemeinheit weitergeben. Eine 
Weitergabe an nachgelagerte Netzbetreiber (und deren 
Kunden) über die KWK-Umlage würde das KWKG mit 
weiteren Kosten belasten, ohne dass dies sachlich 
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angezeigt ist. Da der Verordnungstext aber nicht eindeu-
tig ist, wird abzuwarten sein, wie sich die ÜNB und die 
BNetzA zu dieser Frage verhalten. 

VII. KWK-Contracting 

1. Neues BBH-Mustervertragspaket 
Beim Einsatz von KWK-Anlagen setzen immer mehr 
Energieversorgungsunternehmen auch auf Contracting-
Modelle mit Mini-KWK-Anlagen. Aus diesem Grund ha-
ben wir in den letzten Monaten ein „Mustervertragspa-
ket Mini-KWK-Contracting“ erarbeitet, das die erfor-
derliche Rechtssicherheit für die Umsetzung dieser at-
traktiven Geschäftsmodelle bietet. Sollten Sie Interesse 
an dem Mustervertragspaket haben, das in verschiede-
nen Varianten erhältlich ist, sprechen Sie uns dazu bitte 
an. Wir übersenden Ihnen gerne das entsprechende 
Produkt- und Preisblatt. 

2. Mandantenseminare 
Außerdem bieten wir ein Mandantenseminar zum The-
ma „Contracting – Jetzt die Vorteile dezentraler 
Energieversorgung nutzen“ an, das sich den rechtli-
chen Rahmenbedingungen (KWKG, EEG, EEWärmeG) 
und der rechtssicheren Abwicklung und vertraglichen 
Gestaltung (z.B. Wärmepreisklauseln) von Contracting-

Projekten unter Berücksichtigung der aktuellen BGH-
Urteile widmen wird. 
 

Die Seminare finden an den folgenden Terminen statt: 

· BBH Berlin  Montag, 12.09.2011 
   10:00 – 16:30 Uhr 

 
· BBH Stuttgart Montag, 24.10.2011 

   10:00 – 16:30 Uhr 
 
· BBH München Mittwoch, 02.11.2011 

   10:00 – 16:30 Uhr 
 
· BBH Köln  Mittwoch, 09.11.2011 

   10:00 – 16:30 Uhr 
 
Hierzu möchten wir Sie herzlich einladen. 
 
Selbstverständlich können wir das Seminar, individuell 
angepasst auf Ihre Wünsche und Verhältnisse vor Ort, 
auch bei Ihnen im Unternehmen als Inhouse-Schulung 
durchführen. Dies hat den Vorteil, mehrere Mitarbeiter 
aus verschiedenen Abteilungen, die von diesem Thema 
betroffen sind, zu schulen und dabei auftretende Frage-
stellungen gemeinsam zu erörtern. 

Über BBH 
Als Partnerschaft von Rechtsanwälten, Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern ist BBH ein führender Anbieter von Beratungsdienst-
leistungen für Energie- und Infrastrukturunternehmen und deren Kunden. Weitere Schwerpunkte bilden das Medien- und Urheber-
recht, die Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung, das allgemeine Zivil- und Wirtschaftsrecht und das gesamte öffentliche Recht. 
 
Hinweis 
Bitte beachten Sie, dass der Inhalt dieses BBH-Newsletters nur eine allgemeine Information darstellen kann, die wir mit großer Sorg-
falt zusammenstellen. Eine verbindliche Rechtsberatung erfordert immer die Berücksichtigung Ihrer konkreten Bedürfnisse und kann 
durch diesen Newsletter nicht ersetzt werden. 
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